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Beschlussvorschlag der Verwaltung:

DerGemeinderat nimmtdas Gutachten zur Wirksamkeit von Wahlplakaten zur Kenntnis
und beauftragt die Verwaltung mit der Anderung der Wahlplakatierungsrichtlinie hinsicht-
lich derAusweisung eines Bannkreises fir Wahlplakate sowie der Erarbeitung eines Ne-
gativkatalogs firdie Nutzung von Masten.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag in Euro:
Ausgaben / Gesamtkosten:
o keine

Einnahmen:
e keine

Finanzierung:
e keine

Folgekosten:
e keine

Zusammenfassung der Begriindung:

Nach Priifung des als Anlage 01 beigefligten Gutachtens zur Wirksamkeit von Wahlplaka-
tierungim 6ffentlichen Raum schligt die Verwaltung eine teilweise Anderung der Richtli-
nienfur Wahlplakatierung vor. Eine rechtssichere Kontingentierung von Wahlplakatenist
jedoch nicht maglich.
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 18.05.2022

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 18.05.2022

20.1 Plakatierungsrichtlinien beiWahlen
Beschlussvorlage 0120/2022/BV

Erster Blirgermeister Odszuck ruft die Beschlussvorlage auf.

Stadtratin Prof.Dr. Schuster bringt nachfolgenden Antrag (Anlage 03 zur Drucksache
0120/2022/BV) fiir die SPD-Fraktion ein:

1.

Fur die Sitzung des Haupt-und Finanzausschusses beantragt die SPD-Fraktion zum oben
genannten Tagesordnungspunkt,

dieim Gutachten (vergleiche Anlage 01) aufgefiihrten Tabellen fiir eine mogliche Kon-
tingentierung von Wahlplakaten auf Stadt- (vergleiche Anlage 01, Seite 7) und Stadtteil-
ebene (vergleiche Anlage 01, Seite 8) als Grundlage fiir die Entwicklung von Plakatie-
rungsrichtlinien fir die kommenden Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und Euro-
pawahleninHeidelbergund entsprechender Berechnungsmodelle heranzuziehen. Da-
beisoll eine stadtweite Obergrenze von10.000 Plakaten gelten.

dariiber hinaus auf Basis des obenerwahnten Gutachtens eintransparentes Modell fur
die kommendenWahlen zum Oberbiirgermeister/der Oberbiirgermeisterininklusive
Berechnungsmodell zu entwickeln.

beiden unterl. und 2. zu entwickelnden Berechnungsmodellen die folgenden Pramis-
sen (vergleiche auch Anlage 01, Seite 8) zu beriicksichtigen:

Stufe 0: 1Plakat pro 75 Einwohnende

Stufe 1: 1Plakat pro 100 Einwohnende

Stufe 2:1Plakat pro 125 Einwohnende

beiden StadtwerkenHeidelbergdie Information einzuholen, wie viele Plakate maximal
an einem Laternenmast hangendirfen. Auf dieser Basisistauchbeideninl.und 2.zu

entwickelnden Plakatierungsrichtlinien eine entsprechende Obergrenze zu definieren.

die Berechnungsmodellein der nachsten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
vorzustellen.

Drucksache:

0120/2022/BV

00338149.doc




-23-

Des Weiterenbringt Stadtratin Kiziltas folgenden Antrag (Anlage 02 zur Drucksache
0120/2022/BV) fiir die Fraktion DIE LINKE ein:

Die Vorlage wird erganzt um einen Passus, dereine Obergrenze von Plakaten pro antre-
tenderListe beiWahlenvonmaximal1000 Stick vorsieht.

StadtratinKiziltas erklart, dass die Fraktion DIE LINKE bereit sei,lhren Antragandender
SPD Fraktion anzugleichen und die Obergrenze von10.000 Plakaten stadtweit zu iiberneh-
men.

In der Aussprache meldensich die Stadtratinnen Prof.Dr. Schuster, Kiziltas und Marggraf

sowie Stadtrat Gradler und Stadtrat Bartesch zuWort.

Im Wesentlichenwird dariber diskutiert, ob durch das Gutachten die Chancengleichheit
gewahrleistet werde und welche Anzahlan Plakaten sinnvollund zulassig sei. Stadtratin
Kiziltas macht denVorschlag, fiir jede Partei entsprechend der Anzahl der Plakate, Sticker
zu drucken, die auf den Plakatenangebracht werdenkonnen, um so die Gesamtanzahlder
Plakate zu kontrollieren. Dagegen spricht sich Stadtrat Bartesch aus, da die Partei AFD oft
mit einer hohen Plakatzerstorung konfrontiert seiund es durch die verbrauchten Sticker
nicht moglichware, Ersatzplakate aufzuhangen.

NachEnde der Aussprache stellt Erster Blirgermeister Odszuck fest,dass der Antrag der
FraktionDIE LINKE im Antrag der SPD-Fraktion aufgeht und lisst deshalbnurden An -
tragder SPD Fraktion abstimmen:

Fur die Sitzung des Haupt-und Finanzausschusses beantragt die SPD-Fraktion zum oben
genannten Tagesordnungspunkt,

1. dieim Gutachten (vergleiche Anlage 01) aufgefiihrtenTabellen fiir eine mogliche Kon-
tingentierung von Wahlplakaten auf Stadt- (vergleiche Anlage 01, Seite 7) und Stadtteil-
ebene (vergleiche Anlage 01, Seite 8) als Grundlage fiir die Entwicklung von Plakatie-
rungsrichtlinien fir die kommenden Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und Euro-
pawahleninHeidelbergund entsprechender Berechnungsmodelle heranzuziehen. Da-
beisoll eine stadtweite Obergrenze von10.000 Plakaten gelten.

2. daruber hinaus auf Basis des obenerwahnten Gutachtens eintransparentes Modellfur
die kommendenWahlen zum Oberbiirgermeister/der Oberbiirgermeisterininklusive
Berechnungsmodell zu entwickeln

3. beidenunterl.und 2.zu entwickelnden Berechnungsmodellendie folgenden Pramis-
sen (vergleiche auch Anlage 01, Seite 8) zu beriicksichtigen:
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Stufe 0: 1Plakat pro 75 Einwohnende
Stufe 1: 1Plakat pro 100 Einwohnende
Stufe 2:1Plakat pro 125 Einwohnende

beiden StadtwerkenHeidelbergdie Information einzuholen, wie viele Plakate maximal
an einem Laternenmast hangendirfen. Auf dieser Basisist auchbeideninl.und 2.zu
entwickelnden Plakatierungsrichtlinien eine entsprechende Obergrenze zu definieren.

die Berechnungsmodellein der nachsten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
vorzustellen.

Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 11:3:0 Stimmen

Im Anschluss lasst Erster Blirgermeister Odszuck iiber die Beschlussempfehlung der
Verwaltung mitder Erganzung aus dem SPD-Antrag abstimmen

B eschlussempfehlung des Haupt- und Finanzausschusses (Erganzungist fett dargestellt):

DerGemeinderat nimmt das Gutachten zur Wirksamkeit von Wahlplakaten zur Kenntnis
und beauftragt die Verwaltung mit der Anderung der Wahlplakatierungsrichtlinie hinsicht-
lich derAusweisung eines Bannkreises fur Wahlplakate sowie der Erarbeitung eines Ne-
gativkatalogs fir die Nutzung von Masten mit folgender Ergénzung:

1.

Die im Gutachten (vergleiche Anlage 01) aufgefiihrten Tabellen fiir eine maégliche Kon-
tingentierung von Wahlplakaten auf Stadt- (vergleiche Anlage 01, Seite 7) und Stadtteil-
ebene (vergleiche Anlage 01, Seite 8) als Grundlage fiir die Entwicklung von Plakatie-
rungsrichtlinien firdie kommenden Kommunal-, Landtags-, Bundestags-und Euro-
pawahlen in Heidelberg und entsprechender Berechnungsmodelle werden herange-
zogen. Dabei solleine stadtweite Obergrenze von 10.000 Plakaten gelten.

Dariiber hinaus wird auf Basis des oben erwéhnten Gutachtens ein transparentes Mo-
dell fiirdie kommenden Wahlen zum Oberbiirgermeister/der Oberbiirgermeisterin in-
klusive Berechnungsmodell entwickelt.

Bei den unter 1. und 2. zu entwickelnden Berechnungsmodellen werden die folgenden
Pramissen (vergleiche auchAnlage 01, Seite 8) beriicksichtigt:
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- Stufe 0:1Plakat pro 75 Einwohnende

- Stufe I 1 Plakat pro 100 Einwohnende
- Stufe 2: 1 Plakat pro 125 Einwohnende

4. Beiden Stadtwerken Heidelberg wird die Information eingeholt, wie viele Plakate ma-
Xximalan einem Laternenmast hdngen diirfen. Aufdieser Basis ist auch bei den in 1. und
2. zuentwickelnden Plakatierungsrichtlinien eine entsprechende Obergrenze zu defi-
nieren.

5. Die Berechnungsmodelle werden in der ndchsten Sitzung des Haupt- und Finanzaus-
schusses vorgestellt.

gezeichnet
Jirgen Odszuck
ErsterBlirgermeister

Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Ergénzung
Ja 10 Nein 3 Enthaltung 0
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Sitzung des Gemeinderates vom 02.06.2022

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 02.06.2022

411 Plakatierungsrichtlinien beiWahlen
Beschlussvorlage 0120/2022/BV

ErsterBiirgermeister Odszuck teilt mit, dass die per Arbeitsauftrag des Haupt- und Fi-
nanzausschussvom18.05.2022 geforderten Berechnungsmodelle sehraufwandig seien
und noch nicht beim nachsten Haupt- und Finanzausschuss am 06.07.2022 vorgelegt wer-
denkdnnen.

Stadtrat Zieger stellt klar, dass bei der Berechnung der Plakatierungs -Kontingente die
Heidelberger Wahlergebnisse zugrunde gelegt werden sollen und nicht die Bundesergeb-
hisse.

Stadtrat Breer bringt den Antragein,

| denBeginnder Plakatierung auf18 Uhrfestzusetzen.

ErsterBiirgermeister Odszuck ruft diesen Antrag zur Abstimmung auf.
Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen

Anschliefiend lasst er Giber die Beschlussempfehlung des Haupt - und Finanzausschusses
mit der Einschrankung abstimmen, dass der Priifauftrag nicht bis zum 06.07.2022 erledigt
werdenkdnne.

Beschluss des Gemeinderates (Erginzung und Anderunginfett dargestellt):

DerGemeinderat nimmt das Gutachten zur Wirksamkeit von Wahlplakaten zur Kenntnis
und beauftragt die Verwaltung mit der Anderung der Wahlplakatierungsrichtlinie hinsicht-
lich derAusweisung eines Bannkreises fir Wahlplakate sowie der Erarbeitung eines Ne-
gativkatalogs fiir die Nutzung von Masten mit folgender Ergénzung beziehungsweise An-
derung:

1. Die im Gutachten (vergleiche Anlage 01) aufgefiihrten Tabellen fiir eine mégliche Kon-
tingentierung von Wahlplakaten auf Stadt- (vergleiche Anlage 01, Seite 7) und Stadtteil-
ebene (vergleiche Anlage 01, Seite 8) als Grundlage fiir die Entwicklung von Plakatie-
rungsrichtlinien firdie kommenden Kommunal-, Landtags-, Bundestags-und Euro-
pawahlen in Heidelberg und entsprechender Berechnungsmodelle werden herange-
zogen. Dabei soll eine stadtweite Obergrenze von 10.000 Plakaten gelten.
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2. Dartiiber hinaus wird auf Basis des oben erwéhnten Gutachtens ein transparentes Mo-
dell fiir die kommenden Wahlen zum Oberbiirgermeister /der Oberbirgermeisterin in-
klusive Berechnungsmodell entwickellt.

3. Beidenunter 1. und2. zu entwickelnden Berechnungsmodellen werden die folgenden
Pramissen (vergleiche auchAnlage 01, Seite 8) beriicksichtigt

- Stufe 0: 1Plakat pro 75 Einwohnende
- Stufe I 1 Plakat pro 100 Einwohnende

- Stufe 2:1Plakat pro 125 Einwohnende

4. Beiden Stadtwerken Heidelberg wird die Information eingeholt, wie viele Plakate ma-
ximalan einem Laternenmast hangen diirfen. Auf dieser Basis ist auch bei den in I. und
2. zuentwickelnden Plakatierungsrichtlinien eine entsprechende Obergrenze zu defi-
nieren.

5. Die Berechnungsmodelle werden dem Haupt- und Finanzausschuss vorgestellt.

6. Der Beginn der Plakatierung wird auf 18 Uhr festgesetzt.

gezeichnet
Jirgen Odszuck
ErsterBlrgermeister

Ergebnis: beschlossen mit Erganzung
Nein3
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Begriindung:

ImRahmendervergangenen Wahlen wurden zahlreiche Plakate durch Parteienund Wahlervereini-
gungen im Stadtgebiet aufgehangt. Diese beeintrachtigteninvielenFallendie Verkehrssicherheit
bzw. Standfestigkeit von Masten. Die Verwaltung wurde deshalb beauftragt zu priifen, ob eine Kontin-
gentierung von Wahlplakatenrechtlich moglich ist.

Eine einheitliche Plakat-Obergrenze fir jede Partei oder Wahlervereinigungist aus Griindender so-
genannten ,abgestuften Chancengleichheit” (siehe § 5 Absatz1Satz 2 Parteiengesetz) nicht zulassig.
Sie besagt, dass Parteien mit gleichen Erfolgschancen gleich, solche mit unterschiedlichen Chancen
ungleich behandelt werden mussen.Dieses Procedere wurde hachstrichterlich vom Bundesverwal-
tungsgerichtim Jahr1974 herausgearbeitet undist bis heute gultig. Es legt Mindestkontingente in Ho-
he vonfinf Prozent aller Wahlplakate fiir kleine Parteien fest und begrenzt die Anzahl fiir grofie Par-
teienaufdas Vier- bis Flinffache. Es trifft jedoch keine Aussage zuBezugsgrofienvondenen eine Ab-
stufung der Kontingente abgeleitet werden konnte. Diesbeziiglichhaben sich bereits einige Gerichte
zu unterschiedlichsten Auffassungen geduBert. So kam das VG GieBenzuder Uberzeugung, dass ein
Wahlplakat pro100 Einwohnende ausreichend sei; das VG Schleswig-Holsteinhieltineiner Entschei-
dung aus 2016 ein Plakat pro 182 Einwohnende fiir vertretbar.Das OVG Mecklenburg-Vorpommern
ging 2011 einen Schritt weiter und hielt mittelbar einVerhaltnis von einem Plakat pro 264 Einwohnende
fir werbewirksam.Im Jahre 2017 stellte sichdas OVG Schleswig-Holsteinteilweise gegendie bun-
desverwaltungsrechtliche Pramisse der ,abgestuften Chancengleichheit“ und urteilte, dass diese
nicht notwendigerweise angewandtwerdenmiisse.

Der Gutachterhat sichausgiebig mit der notwendigen Wirksamkeit von Wahlplakaten auseinander-
gesetzt und eine Berechnungsvariante erarbeitet, die eine Verteilung von Kontingentenrechnerisch
ermoglicht. Die Berechnungsvariante versucht einflexibles Verhaltnis zwischenden Kontingenten
der zur Wahlstehenden Parteien zu erlangen. Nichtsdestotrotz fufit sieim Kernauf der Annahme,
dass einergrofien Parteipro 100 Einwohnenden ein Plakat zugestanden werden misse. Langfristig
schlagt der Gutachterdie Erarbeitung eines Stadtplans vor, der Aufstellorte fiir Plakate definiert, die
besonders werbewirksam sind. Damitkdnnte ein Positivkatalog erarbeitet werden, der Ortlichkeiten,
die plakatiert werdendurfen, benennt.

UnterBericksichtigungder heterogenen Rechtslage kommt die Verwaltung zudem Ergebnis, dass
eine praktikable und gleichzeitig rechtssichere Ausgestaltung einer Kontingentierung von Wahlpla-
katen nicht méglichist.Vielmehr wire eine dahingehende Anderung der Richtlinienangreifbarund es
bestiinden ernstliche Bedenken hinsichtlichdes Bestands vor Gericht. Furjede Wahl miisstenum-
fangreiche Berechnungen zur Festlegung der Wahlkontingente durchgefiihrt werden, die beispiels-
weise das AbschneidenderParteienbeivorangegangenenWahlen, die Anzahlder Mitgliederund wie
lange die Parteienbereits anWahlenteilnehmenberiicksichtigen.
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DieRichtlinie solldahingehend erganzt werden, dassim Umkreis von20 MeternvonWahlgebauden
keine entsprechende Plakatierung erfolgen darf. Dariiber hinaus soll gemeinsam mit den Stadtwer-
kenein Negativkatalog entworfenwerden, einzelne (Laternen-) Mastenvonder Erlaubnis der Plaka-
tierung ausnimmt, da diese aufgrund mehrfacher Belegung durch Plakate nicht mehr iiber die erfor-
derliche Standfestigkeit bei entsprechender Windlast verfiigen.

Eine Anderung der Wahlplakatierungsrichtlinie hinsichtlich der Offnung fiir Wahlen des Studieren-
denrats sollte nicht vorgenommenwerden.Die derzeitige Richtlinie beschrankt sich auf allgemeine
Wahlensowie Biirgerentscheide, die gesetzlich definiert sind. Damit kommt die Stadt ihrer verfassten
Verantwortung zur Forderung und Ausgestaltung demokratischer Prozesse nach. Sollten auch Stu-
dierendenorganisationenim offentlichen Raumim RahmenvonUniversitatswahlen plakatieren dirf-
ten, besteht aus Sicht der Verwaltung eine Ungleichbehandlung gegeniiber anderenWahlen, dieinder
Zivilgesellschaft durchgefiihrt werden.Es ware fraglich, ob nicht kiinftigauch Listenbei Betriebs-
ratswahlenvonausreichend grof3en Einrichtungen im Stadtgebiet ein Recht auf Plakatierung einkla-
genkonnten. Dariiber hinaus verfiigen Universitat und Hochschuleniiber ausreichend eigene Liegen-
schaften, die zur Plakatierung genutzt werdenkonnen.

Prifung der Nachhaltigkeit der MaBnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungspla-
nes /derLokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

N ummer/n: +/-
(Codierung) beriihrt Ziel/e:
QU3 Biirger/innenbeteiligung und Dialogkultur fordern
Begriindung:
Wabhlplakatierungim 6ffentlichen Raum regt den 6ffentlichen Diskurs Gber
politischeThemenan
Ziel/e:
SL1 Einzigartigkeit von Stadt- und Landschaftsraum sowie historisches Erbe der

Stadt(teile) bewahren
Begriindung:

Die Kontingentierung von Wahlplakaten schiitzt das Stadtbild.
2.Kritische Abwagung / Erlauterungen zu Zielkonflikten:

Keine

gezeichnet
WolfgangErichson
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Anlagen zur Drucksache:
Nummer: | Bezeichnung
01 Gutachtenzur,Plakatwerbungim offentlichen Stralenraum*”
02 Sachantrag der Fraktion DIELINKE vom 18.05.2022
(Tischvorlage inder Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
vom 18.05.2022)
03 Sachantrag der SPD-Fraktionvom 18.05.2022
(Tischvorlage in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 18.05.2022)
Drucksache:
0120/2022/BV

00338149.doc




	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 18.05.2022
	Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 11:3:0 Stimmen
	Beschlussempfehlung des Haupt- und Finanzausschusses (Ergänzung ist fett dargestellt):
	Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Ergänzung

	Sitzung des Gemeinderates vom 02.06.2022
	Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
	Beschluss des Gemeinderates (Ergänzung und Änderung in fett dargestellt):
	Ergebnis: beschlossen mit Ergänzung

	Begründung:
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	Anlagen zur Drucksache:

